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Um kurz nach 13 Uhr hatten sie es am Sonn-
abend geschafft: Mit einer Menschen-

kette umringten die „Omas gegen Rechts“ das
Bremer Rathaus. Unter dem Motto „Aufstehen
für die Demokratie“ wollten sie damit gegen
rechtslastige Verschwörungsideologen in den
Reihen der Corona-Protestler demonstrieren.
Bei den Omas reihten sich auch zahlreiche
Männer ein, unter ihnen Altbürgermeister
Henning Scherf. „Wir dürfen die Straßen nicht
einer kleinen, lauten Minderheit überlassen“,
sagte Initiatorin Renate Witzel-Diekmann. „Es
ist Zeit, der Mehrheit eine Stimme zu geben.“
Für Demokratinnen sei es auch „selbstver-
ständlich, dass die Maßnahmen gegen die Pan-
demie kritisch hinterfragt werden“. Vor der Ak-
tion gedachte man der Opfer des rechtsterro-
ristischen Anschlags von Hanau vor genau zwei
Jahren. Dazu hatten auch Mitglieder der „Mig-
rantifa“ eine Aktion vorbereitet und Fotos der
Opfer an den Laternen auf dem Marktplatz an-
gebracht.

Für Demokratie
einmal rund
ums Rathaus
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Initiative seit 2001 aktiv

Vegesack. Seit mehr als 20 Jahren setzt sich
die „Initiative Nordbremer Bürger gegen den
Krieg“ für den Frieden ein. Am 30. Oktober
2001 schlossen sich friedensbewegte Men-
schen, zwei Pastoren sowie Mitglieder von
SPD, Grünen und DKP zu der Initiative zu-
sammen. Am 9. November 2001 fand die
erste Friedenskundgebung in der Vegesacker
Fußgängerzone statt. In der Vergangenheit
waren prominente Gäste wie der Grünen-
Politiker Christian Ströbele und die Linken-
Politikerin Sarah Wagenknecht unter den
Teilnehmern.

Selbst in Pandemiezeiten sei nicht eine
Kundgebung ausgefallen, schreibt der Mit-
organisator Gerd-Rolf Rosenberger. Die folgt
seit der ersten Kundgebung dem gleichen Ri-
tual: Moderation, Referat, Gedicht, Offenes
Mikrofon, Spendensammlung und abschlie-
ßendes Friedenslied. Mit den Spenden wer-
den unter anderem Projekte für Kriegsopfer
in Vietnam oder für eine medizinische
Grundversorgung im Gazastreifen unter-
stützt. Knapp 51.000 Euro kamen bisher zu-
sammen. Am Freitag, 25. Februar, trifft sich
die „Initiative Nordbremer Bürger gegen den
Krieg“ zu ihrer 999. Friedenskundgebung.
Bereits am Vorabend liest aus diesem Anlass
der Schauspieler Rolf Becker in der Christus-
kirche Vegesack Texte von Erich Fried gegen
Krieg und Entfremdung. Die 1000. Friedens-
kundgebung ist für den 4. März geplant.

999 Kundgebungen
gegen den Krieg

LUB

Bremen. „Das Essen ist stets ein großes
Thema“ sagt Dietmar Stadler. Wann immer
dem 93-jährigen Fürsprecher der Bewohner
einer Pflegeeinrichtung des Roten Kreuzes in
Oberneuland Wünsche und Kritik erreichen,
ist eine Anmerkung zur Verpflegung dabei.
Häufig sei das natürlich Geschmackssache,
meint er. Aber eben nicht immer, wie Petra
Block sagt. Sie fungiert als Fürsprecherin der
Bewohner des Haus am Sodenmattsee in der
Delfter Straße, eine Pflegeeinrichtung der Re-
sidenz-Gruppe. „Wenn den Bewohnern zu fe-
stes Fleisch und Gemüse vorgesetzt wird, das
sie nicht mehr kauen können und sie deswe-
gen nichts essen, dann ist das ein echter
Pflege-Mangel“, kritisiert die 65-Jährige.

Stadler und Block sind nur zwei von vielen
Fürsprechern von Pflegeeinrichtungen in
Bremen, bei denen Bewohner und Angehö-
rige ihre Anmerkungen und Anregungen hin-
terlassen können. Sie werden von der Wohn-
und Betreuungsaufsicht offiziell benannt,
wenn in den jeweiligen Häusern kein Bewoh-
nerbeirat zustande kommt. Denn das ent-
sprechende Landesgesetz sieht zuerst die
Mitwirkung und Mitbestimmung der Bewoh-
ner im Pflege-Alltag durch gewählte Vertre-
ter aus den eigenen Reihen vor. „Aber wenn
sich auf diesem Weg niemand findet, der die
Interessen wahrnehmen kann, weil die Be-

wohner zu krank sind oder geistig nicht mehr
handlungsfähig, können Fürsprecher be-
nannt werden“, sagt Reinhard Leopold vom
Pflegeschutzbund (Biva).

Wo und wie viele solche Bewohnerbeiräte
existieren, wo Fürsprecher die Arbeit über-
nehmen und wo sich einfach niemand für
diese Aufgabe findet, weiß er allerdings auch
nicht. „Es gibt kein zentrales Verzeichnis der
Beiräte und Fürsprecher“, bemängelt er.

Auch das Sozialressort hat ad hoc keinen
Überblick über Personen, amtierende Gre-
mien oder anstehende Wahltermine. „Da
müssten wir jetzt in jede einzelne Akte jeder
Pflegeeinrichtung reingucken“, sagt Ressort-
sprecher Bernd Schneider.

Daher ist es auch unterschiedlich schwierig,
die Beiräte und Fürsprecher zu erreichen.
Stadler hat in seiner Einrichtung einen Brief-
kasten angebracht, in den die Bewohner Nach-
richten einwerfen können. „Außerdem lasse
ich mich regelmäßig sehen, um ansprechbar
zu sein.“ So handhabt es auch Block. „Ich ver-
suche, mindestens einmal pro Woche in der
Einrichtung zu sein“, sagt sie. Das war seit dem
Beginn der Corona-Pandemie allerdings nicht
immer möglich. „Wenn man dann vier Wo-
chen nicht da war, hat man das Gefühl, bei vie-
len Problemen wieder von vorn anzufangen.“

Unterschiede von Haus zu Haus
Da hat es Gisela Dorothea Erzmann deutlich
einfacher. Die 88-Jährige ist gewählte Bewoh-
nervertreterin im St.-Elisabeth-Haus der Ca-
ritas in Schwachhausen und damit für die
anderen Bewohner im Grunde jederzeit
greifbar. Auch bei ihr ist das Essen ein wie-

derkehrendes Thema. Daneben dominieren
Fragen zur Freizeitgestaltung. „Da geben die
Bewohner immer gern Anregungen“, sagt sie.
Und wenn jemand neu ins Haus zieht, unter-
stützt sie die Eingewöhnung. „Das ist ja im-
mer eine gehörige Umstellung“, weiß sie aus
eigener Erfahrung. Auch im Vorfeld gibt sie
gerne Auskünfte, zum Beispiel, wenn sich je-
mand für einen Pflegeplatz interessiert.
„Man kann mich über die Heimleitung direkt
erreichen“ erzählt sie und berichtet von re-
gelmäßigem Austausch und guter Zusam-
menarbeit. Dass das nicht überall so funk-
tioniert, weiß sie allerdings auch. Block zum
Beispiel könnte sich ebenfalls gut vorstellen,
über den Alltag in der Einrichtung zu infor-
mieren, wenn jemand einen Pflegeplatz
sucht. „Aber bei mir kommen solche Anfra-
gen bislang nicht an.“

Rein rechtlich wirken die Beiräte und Für-
sprecher derzeit vor allem nach innen und
müssen über vieles informiert werden. Sie
können dann ihre Haltung deutlich machen
und Kritik äußern, aber momentan sind we-
der Speisepläne noch Freizeitangebote oder
die Gestaltung der Einrichtungen von ihrer
Zustimmung abhängig, genauso wenig kön-
nen sie die Kosten für Verpflegung und
Unterbringung beeinflussen. „Aber nicht
mal alle Informationspflichten mir gegen-
über werden beachtet“ berichtet Block.

„Ich hoffe sehr, dass ein verändertes Wohn-
und Betreuungsgesetz uns gegenüber den
Heimleitungen mehr Rechte einräumt“, sagt
Stadler. Auch regelmäßige Fortbildungen
und Zusammenkünfte der Fürsprecher und
Beiräte aus allen Häusern zum Erfahrungs-
austausch fände er sinnvoll. „Früher gab es
das mal, aber dann wurden die Mittel dafür
gestrichen und seit Corona sind auch alle
Eigeninitiativen dazu ins Leere gelaufen.“ Er
regt daher ein zentrales Verzeichnis der Für-
sprecher und Beiräte an.

Das ist laut Leopold auch eine Forderung
des Pflegeschutzbundes, damit zum Beispiel
Angehörige direkt Kontakt aufnehmen kön-
nen. „Unsere Vorstellung ist eine Auflistung
unterteilt nach Stadtteilen und Trägern, die
zusammen mit freien Plätzen und Prüfergeb-
nissen von Heimaufsicht und Medizini-
schem Dienst auf einer Informationsplatt-

form im Internet zur Verfügung stehen.“
Dass dies laut Sozialressort nicht mit dem
Datenschutz vereinbar sei, hält Leopold für
ein vorgeschobenes Argument. So sehen es
auch die befragten Fürsprecher und Beiräte.
„Wir bekleiden ja ein Amt. Da müssen wir
auch auffindbar und ansprechbar sein“, fin-
det Stadler.

Hoffnung auf mehr Rechte
Die Fürsprecher und Bewohnerbeiräte von Pflegeeinrichtungen sind derzeit wenig vernetzt

von Timo Thalmann

JUGEND DEBATTIERT

Finale in Findorff
Bremen. An diesem Montag, 21. Februar, fin-
det am Nachmittag der Regionalentscheid
des Wettbewerbs „Jugend debattiert“ statt.
In der Oberschule Findorff debattieren Schü-
lerinnen und Schüler in zwei Altersgruppen
aus sieben Bremer Schulen. Dabei geht es um
Fragen wie „Sollen unsere Schulen zur Ein-
dämmung der Corona-Pandemie wieder ge-
schlossen werden?“ oder „Soll der Verkauf
von Spielzeug-Schusswaffen an Kinder ver-
boten werden?“. In jeder Runde nehmen im-
mer zwei Teilnehmer eine Pro-Position ein,
zwei eine Gegenposition. MBR

Gisela Dorothea Erzmann vertritt die Bewoh-
ner im Haus St. Elisabeth. FOTOS: KUHAUPT

Petra Block Dietmar Stadler

Warten auf den Masterplan
Behörden wollen 17 Hektar umfassende Bahnbrache entwickeln – doch das dauert

Bremen. Vor rund zwei Jahren wurden Pläne
für das zwei Hektar große Bahndamm-Ge-
lände zwischen der Kohlenstraße in Utbre-
men und der Kastanienstraße in Findorff
präsentiert. Passiert ist dort seitdem nichts.
Die beteiligten Beiräte sind über den Still-
stand nicht begeistert, zumal der private
Eigentümer die Stadtteilpolitik von Anfang
an ins Boot geholt hatte. Hintergrund: Die
Stadt möchte einen Masterplan für das ge-
samte, 17 Hektar große, Areal aufstellen.

Das Teilstück zwischen den Tunneln
Hemmstraße und Münchener Straße wurde
2018 von der Deutschen Bahn an den Bremer
Investor Frank Ebner verkauft, der sich im

März 2020 dem Waller Ausschuss für Quar-
tiers- und Stadtteilentwicklung vorstellte.
Ebner, dessen Wurzeln in Walle liegen, hat
bereits mehrere Bahnbrachen entwickelt, da-
runter Projekte in Düsseldorf, Frankfurt und
München.

Auf Vorschlag der Stadtplanung wurde ein
Gremium gebildet, das eine Mischung von
Wohnen, Arbeiten und Produktion entwi-
ckelte. Die Arbeit hätte man sich sparen kön-
nen, wie Markus Löwer aus dem Haus der
Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobili-
tät, Stadtteilentwicklung und Wohnungsbau
dem Waller Quartiersausschuss jetzt berich-
tete. Die Vorplanung der besagten Teilfläche
sei „ein Fehler“ gewesen, man habe damit
falsche Erwartungen geweckt.

Die Ressorts von Bausenatorin Maike
Schaefer (Grüne) und Wirtschaftssenatorin
Kristina Vogt (Linke) hätten beschlossen,
eine Rahmenplanung für die gesamte Bahn-
brache zu erstellen. Dabei sollen unter ande-
rem Fragen der Erschließung und der Frei-
raumnutzung geklärt werden, so der Leiter
des Referats Raumplanung. Zurzeit befinde
man sich in der ressortübergreifenden „Ab-
stimmung über die Projektstruktur.“ Sobald
die Zustimmung erfolgt und Mittel freigege-
ben seien, werde die Planungsarbeit begin-
nen. Für die konkrete Rahmenplanung
rechne er mit einer Dauer von einem bis ein-
einhalb Jahren. Das Ebner-Gelände könne
vorrangig behandelt werden. „Da waren ja
gute Ideen dabei“, so der Behördenvertreter.
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